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In des Nachbarn 
Blechtopf kochen

Die Europäer sollen noch einmal ein Stück-
chen enger zusammenrücken. Das ist wirt-
schaftlich gemeint. Die Europäische Kom-
mission, vertreten durch den deutschen In-
dustriekommissar Günter Verheugen, will

einen weiteren Versuch unternehmen, die Handelsschranken
innerhalb der Europäischen Union abzubauen. Dazu bedarf es
immer wieder neuer Anläufe. „Europa“ versteht sich zwar als
großer Binnenmarkt, aber wer mit Gütern oder Dienstleistungen
von Madrid nach Berlin oder von Prag nach Rom unterwegs ist,
hat immer noch eine Menge bürokratischer Hindernisse zu über-
winden.

Die im vorigen Jahr in Kraft getretene „Dienstleistungsrichtli-
nie“ hat hier einen kleinen – manche meinen: einen ärgerlich
kleinen – Fortschritt gebracht. Nun will die Kommission sich
aufmachen, dem freieren Handel mit Gütern auf die Sprünge zu
helfen. Eigentlich sollte das gar nicht nötig sein, denn Freihandel
gehört zu den Grundsätzen des europäischen Binnenmarktes.
Mit dem Argument, man müsse seine Bürger vor Gesundheits-
oder Sicherheitsrisiken schützen, wird dem freien Güterverkehr
aber immer mal wieder ein neues Hindernis in den Weg gestellt.
Je nach Konkurrenzlage und Beschäftigungssorgen gilt es dann
als Risiko, eine Hautcreme aus Österreich in Portugal einzufüh-
ren oder in Frankreich eine Fischsuppe in einem polnischen Alu-
miniumtopf zuzubereiten.

Das alles sind meist vorgeschobene Besorgnisse, um die euro-
päische Freihandelsregel auszuhebeln, nach der im Land A ver-
kauft werden darf, was im Land B eine Unbedenklichkeitsprü-
fung bestanden hat. Das heißt: Die Hersteller müssen sich nur an
die Regeln des eigenen Landes halten. Im Übrigen herrscht das
Prinzip der gegenseitigen Anerkennung. Anders würde ein
„Binnenmarkt“ nicht funktionieren. Zur Freiheit gehört es eben
auch, in des Nachbarn Blechtopf kochen zu dürfen.

Hans D. Barbier

Das Ende der
Kohlesubventionen?
Die Bedeutung der deutschen
Steinkohle als heimischer
Energieträger schwindet seit
Jahren. Die Zahl der Bergleu-
te, die Fördermenge und der
Anteil an der Stromerzeugung
sinken permanent. Ihre
Boomzeit erlebten die deut-
schen Zechen in den 1950er
Jahren: 1957 beschäftigten die
rund 150 Zechen 607 000
Kumpel. Mit 150 Millionen
Tonnen Jahresförderung wur-
de damals der Höhepunkt er-
reicht. Ende 2006 förderten
noch knapp 36 000 Bergleute
in acht Zechen – sieben in
Nordrhein-Westfalen, eine im
Saarland – rund 25 Millionen
Tonnen Kohle. 1990 wurde
gut ein Viertel des Stroms mit
Hilfe von deutscher Steinkoh-
le erzeugt, 2005 waren es le-
diglich zehn Prozent.

Die deutsche Kohleförde-
rung ist technisch schwierig,
weil die Kohle unter dicht be-
siedelten Gebieten in bis zu
1 500 Metern Tiefe abgebaut
werden muss. In anderen
Ländern liegt Steinkohle oft
dicht unter der Erdoberfläche
und kann leicht abgebaggert
werden. Deutsche Steinkohle
ist deshalb mit 175 ¤ je Tonne
fast dreimal so teuer wie im-
portierte Kohle, die am Welt-
markt für rund 62 ¤ je Tonne
gehandelt wird. Die deutsche
Steinkohle ist deshalb nicht
wettbewerbsfähig; nur durch
Subventionen kann ihre Ver-
wendung gesichert werden. 

Die Ludwig-Erhard-Stiftung ist bei aller Entschiedenheit ihres Engagements für Freiheit und Verantwortung 
in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft von Parteien und Verbänden unabhängig. 
Sie ist als gemeinnützige Vereinigung voll anerkannt. Februar 2007

Seit 1961 sind rund 130
Milliarden ¤ Subventionen
für die Steinkohle ausgege-
ben worden. In diesem Jahr
werden der Bund und das
Land Nordrhein-Westfalen
rund 2,3 Milliarden ¤ zahlen,
Nordrhein-Westfalen trägt da-
von 20 Prozent. Bis zum kürz-
lich vereinbarten Ausstieg
aus der Kohlesubventionie-
rung im Jahr 2018 werden
noch einmal 30 Milliarden ¤
Subventionen fließen.

Wird die letzte Zeche 2018
tatsächlich stillgelegt, verur-
sacht der Bergbau weiterhin
Kosten. Durch rund 200 Jahre
Abbau sind Teile des Ruhrge-
biets um bis zu 20 Meter ab-
gesunken. Damit keine
Sumpfgebiete entstehen,
müssen die Gruben perma-
nent entwässert werden, und
das auf unabsehbare Zeit. Für
die Entwässerung, die Besei-
tigung von Bergschäden so-
wie die Pensionskosten wer-
den künftig rund 400 Millio-
nen ¤ pro Jahr fällig werden –
die so genannten Ewigkeits-
kosten.
www.deutsche-steinkohle.de/

Ungebrochene
Fusionswelle 
Im Jahr 2006 wurden weltweit
gut 29 000 Fusionen und
Übernahmen gezählt. Die
Summe aller Kaufpreise be-
trug rund 3,1 Billionen ¤,
rund 36 Prozent mehr als im
Vorjahr. Zum Vergleich: Das
deutsche Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) belief sich im Jahr

http://www.deutsche-steinkohle.de/content.php?id=24


Das deutsche System der sozi-
alen Sicherung ist in marodem
Zustand. Immer mehr Men-
schen sind auf Leistungen der
Sozialkassen angewiesen: auf
Unterstützung bei Arbeitslosig-
keit, auf Sozialhilfe, Pflegegeld
oder Renten. Alle Sozialleistun-
gen müssen jedoch letztlich
aus den Einkünften der Er-
werbstätigen gezahlt werden.
Etwas anderes ist nicht denk-
bar. Trotz der jüngsten Erfolgs-
meldungen ist die Arbeitslosig-
keit aber noch immer hoch. Der
Anteil der Rentner und Pflege-
bedürftigen an der Bevölke-
rung steigt stetig. So fallen ten-
denziell die Einnahmen der So-
zialkassen, während die Aus-
gaben steigen. 

Ausweg: „Bürgergeld“?
Was tun? – Leistungskürzun-
gen sind nicht mehr möglich.
Aber auch mit Verbesserun-
gen auf der Einnahmeseite
kann nicht mehr gerechnet
werden. Der arbeitenden Be-
völkerung können keine wei-
teren Belastungen ihrer Löhne
und Gehälter zugemutet wer-
den. Schon seit langem steht
fest, dass auch die Unterneh-
men von Lohnnebenkosten
entlastet werden müssen, da-
mit sie international wettbe-
werbsfähig bleiben.

In den vergangenen Mona-
ten wurde eine Idee wieder-
entdeckt, die schon in den
1980er Jahren diskutiert wur-
de: das „Bürgergeld“. Bürger-

geld heißt, dass jedem Ein-
wohner ein regelmäßiges
Grundeinkommen gezahlt
wird – und zwar nur dieses,
und keinerlei weitere Unter-
stützung. Die Zahlung soll un-
abhängig von Bedürftigkeit
und sonstigen Einnahmen er-
folgen. Damit würden Sozial-
kosten und Verwaltungsauf-
wand gespart. Die wirtschaftli-
che Initiative würde beflügelt.
Jedem würde finanzielle Exis-
tenzsicherung geboten. Jeder
würde in die Lage versetzt,
sein Leben frei von wirtschaft-
lichen Zwängen zu gestalten.
Jeder könnte seine Kräfte nut-
zen, um im Rahmen dieser
neuen Freiheit seine Lebens-
umstände zu verbessern.

Viele weitere Vorteile dieser
Grundsicherung werden ange-
führt. Etwa, dass Arbeitneh-
mer bei der Suche nach einer
Arbeit nicht mehr unter Zug-
zwang stehen, weil ihnen das
Grundeinkommen sicher ist.
Sie hätten die Möglichkeit,
gründlicher zu suchen und
müssten nicht jede Arbeit an-
nehmen. Arbeitsplatzanforde-
rungen und Qualifizierung
würden besser aufeinander
abgestimmt. Auch wirklich
leistungsgerechte Löhne wür-
den gezahlt. Die Arbeitsbedin-
gungen würden sich automa-
tisch verbessern. Auch die Ar-
beitsmarktflexibilität würde
erhöht. Wenn der Einzelne fi-
nanziell abgesichert ist, fallen
ihm Arbeitsplatzwechsel und

räumliche Veränderungen
leichter als gegenwärtig. All
das kommt dem Einzelnen,
aber auch den Unternehmen
zugute.

Freiheit, Flexibilität,
Transparenz
Nicht genug damit. Da mit Ein-
führung von Bürgergeld Sozi-
alleistungen wegfallen, ver-
schwinden die damit verbun-
denen Privilegierungen. Nie-
mandem stehen aufgrund sei-
ner besonderen Lebensum-
stände irgendwelche speziel-
len Zahlungen zu. Es muss
nicht mehr um die Höhe von
Kindergeld und Ausbildungs-
hilfen, um Arbeitslosenunter-
stützung und Rentenhöhe ge-
stritten werden. Das Bürger-
geld ist die einzige Sozialleis-
tung des Staates. Es ist außer-
ordentlich transparent und zu-
dem ein Muster für Verwal-
tungseffizienz. Nicht einmal
ein Antragsformular im Bier-
deckelformat wäre nötig, da-
mit der Staat seine sozialen
Aufgaben erfüllt.

Die leidige 
Finanzierungsfrage
Unverkennbar steht hinter
dem Konzept ein faszinieren-
des Freiheitsverständnis: Je-
der Einzelne kann tun, was
seinen Neigungen entspricht.
Arbeit soll für niemanden eine
Notwendigkeit, sondern nur
noch Teil seiner individuellen
Selbstverwirklichung sein. Zu-
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Bürgergeld – Existenzsicherheit für alle
Die hohe Arbeitslosigkeit und die wachsende Zahl von Rentnern sind schwere Bürden für die
Sozialsysteme in Deutschland. Die Politik hat schon mancherlei unternommen, um dauerhaf-
te soziale Sicherheit zu gewährleisten. Überzeugende Lösungen hat sie nicht gefunden. Klar
wurde lediglich, dass ein „großer Wurf“, ein „fundamentaler Wandel“ dringend nötig ist. –
Bietet das Konzept des „Bürgergeldes“ einen Ausweg aus der Misere?

2006 auf rund 2,3 Billionen ¤.
Der Rekordwert aus dem Jahr
2000 – damals lag er bei 2,5
Billionen ¤ – wurde damit
übertroffen. 

Den größten Betrag für eine
Übernahme brachte der ame-
rikanische Telekomriese AT&T
auf: Er kaufte für gut 83 Milli-
arden US-Dollar (rund 62
Milliarden ¤) seinen Konkur-
renten Bellsouth. In Deutsch-
land sorgte der Kampf zwi-
schen Merck und Bayer um
den Pharmahersteller Sche-
ring für Aufsehen. Bei der
wertmäßig größten Übernah-
me in der Bundesrepublik
kam schließlich der Bayer-
Konzern für knapp 17 Milliar-
den ¤ zum Zuge. 
www.ma-online.de/

Renditejagd mit Tücken
Im Jahr 2006 hat es eine bis-
lang nicht gekannte Serie von
Firmenzusammenbrüchen auf
dem sogenannten grauen Ka-
pitalmarkt gegeben. Tausende
Anleger haben dadurch Er-
sparnisse von mehr als 500
Millionen ¤ eingebüßt. 

Der graue Kapitalmarkt
unterliegt  nicht der staat-
lichen Finanz- und Kreditauf-
sicht. Die Geldanlagen werden
nicht über Börsen oder Bankfi-
lialen angeboten. Typisch für
den grauen Kapitalmarkt sind
Spekulationsgeschäfte mit
Rohstoffen, Immobilien-, oder
Unternehmensbeteiligungen.

Vermittler grauer Kapitalan-
lagen locken die Anleger mit
hohen Renditen und Steuer-
vorteilen. Da vielen Sparern
die Zinsen für normale Geld-
anlagen zu niedrig sind, lassen
sie sich von der Aussicht auf
außergewöhnliche Renditen
blenden.
www.dias-ev.de/

http://www.ma-online.de/
http://www.dias-ev.de/pressemit.php?newsid=53


wurde beispielsweise über ei-
ne Abgabe auf den Konsum –
ähnlich der heutigen Mehr-
wertsteuer – gesprochen.
Doch mit diesen Diskussionen
wurde von der Kernfrage ab-
gelenkt: Um jedem Bürger ein
auskömmliches Bürgergeld
zahlen zu können, sind nach
allen angestellten Modellrech-
nungen mehrere hundert
Milliarden ¤ nötig. Zusätzlich
müssten Steuern erhöht oder
neu eingeführt werden. Frei-
lich würde der Staat mit der
Einführung des Bürgergeldes
von Sozialausgaben entlastet.
Doch diese Einsparungen rei-
chen nicht aus. Per Saldo
muss mit einer zusätzlichen
Belastung gerechnet werden.

Verantwortung als 
Grundbedingung
Lässt sich erwarten, dass mit
der Einführung des Bürgergel-
des eine beträchtliche Auswei-
tung des Sozialprodukts ein-
tritt? Ist es realistisch, anzu-
nehmen, dass aufgrund der
Grundsicherung die wirt-
schaftliche Aktivität an-
wächst? Wäre es nicht viel
eher denkbar, dass sich die
volkswirtschaftliche Leistung
vermindert?

Wie wird die Mehrheit der
Bürger ihre größere Freiheit
nutzen? Wenn sich zu viele
Menschen gepolstert auf ihr
sicheres Grundeinkommen
auf die „faule Haut“ legen,
würde die notwendige wirt-
schaftliche Dynamik nicht er-
reicht. 

Man darf in diesem Zu-
sammenhang nicht davon ab-
sehen, dass die vergangenen
fünfzig Jahre des immerfort
ausgedehnten Sozialstaates in
Deutschland tiefe Spuren
hinterlassen haben. Viele Bür-

„Ich kann mir nicht vorstellen,
dass es einen Menschen gibt, 
der nicht immer neue Bedürfnisse hat.“
Ludwig Erhard

dem werden mit dem Bürger-
geld auch Tätigkeiten in Fami-
lie und Gesellschaft, die der-
zeit nicht zu Einkünften füh-
ren, aufgewertet. Ob sich je-
mand der Familie widmet, ob
er sich der Muße hingibt oder
ob er hart arbeitet, um viel
zum Bürgergeld hinzu zu ver-
dienen – all das bleibt seine al-
leinige Entscheidung. 

Freilich steht und fällt das
Konzept mit der Annahme,
dass diese große individuelle
Freiheit eine Entfesselung der
volkswirtschaftlichen Produk-
tivkräfte bewirkt. Leider wird
diese entscheidende Frage in
der aktuellen Diskussion
kaum erörtert. 

Vor allem Dieter Althaus,
der Ministerpräsident von
Thüringen, und Götz Werner,
der Gründer und Inhaber der
Drogeriekette „dm“, haben der
Idee des Grundeinkommens
mit medienwirksamen Auftrit-
ten viel Aufmerksamkeit ver-
schafft. Im Lauf der Zeit hat
sich die Diskussion dann auf
Spezial- und Detailfragen ver-
engt: Schon die Begriffe „soli-
darisches Bürgergeld“ und
„bedingungsloses Grundein-
kommen“ betonen einseitig
die Vorteile der Vorschläge,
um sich dann mit finanztech-
nischen Schwierigkeiten und
der Widerlegung von Einwän-
den zu befassen. 

Beispielsweise wird das
Prinzip der negativen Einkom-
menssteuer ausgiebig erörtert
und dargelegt, wie man niedri-
ge Einkünfte durch eine Steu-
ergutschrift auf das Niveau
des Bürgergeldes anheben
kann, damit nur die Einkünfte
besteuert werden, die das Bür-
gergeld übersteigen. Auch al-
ternative Finanzierungsme-
thoden wurden erwogen. So

ger sind in wirtschaftliche und
soziale Abhängigkeiten hin-
eingewachsen. Sie haben An-
spruchsmentalitäten ange-
nommen und sind durchaus
geneigt, sich mit dem zufrie-
den zu geben, was sie aus dem
Sozialstaat herauszuholen ver-
mögen. Ohne einen Wandel
dieser Mentalität kann das
Bürgergeld nicht die Dynamik
entwickeln, die zur Verwirkli-
chung dieser schönen Idee er-
forderlich ist.

In diesem Zusammenhang
kann auch der Hinweis auf
Ludwig Erhards Wirtschafts-
wunder nicht überzeugen. Er-
hard hat mit seiner Wirt-
schaftsreform die wirtschaftli-
che Befreiung in einer Zeit
veranlasst, als die Menschen
nicht auf den Staat vertrauen
konnten, sondern selbstver-
antwortlich denken und han-
deln mussten. Diese Zeit liegt
lange zurück. Heute sind an
Selbstverantwortung gewohn-
te Menschen rar geworden.
Ohne sie kann das Bürgergeld
aber nicht funktionieren.

Verantwortungsbewußt-
sein verloren gegangen
Wie wichtig für Erhard die
Selbstverantwortung war, zeigt
eine kleine Episode. 1956
schrieb Erhards späterer
Staatssekretär für Europafra-
gen, Alfred Müller-Armack, ei-
ne noch heute oft zitierte For-
mel nieder: „Der Sinn der Sozi-
alen Marktwirtschaft ist, wirt-
schaftliche Freiheit und sozia-
len Ausgleich zu verbinden.“
Als Erhard das las, war er em-
pört. Er nannte diese Definition
irreführend, kurzsichtig und
naiv. Sie müsse unbedingt kor-
rigiert werden, denn der „tiefe
Sinn“ der Sozialen Marktwirt-
schaft liege nicht in der bloßen

Verbindung von Freiheit und
sozialer Sicherheit, sondern in
einer Sozialpolitik, bei der die
primäre Verantwortung jedes
Einzelnen für seine Lebensum-
stände gewahrt wird.

Wie bedeutend dieser As-
pekt heute ist, wurde kürzlich
wieder deutlich. Am 4. Febru-
ar 2007 jährte sich der Ge-
burtstag von Ludwig Erhard
zum 110. Mal. Der amtierende
Bundesminister für Wirt-
schaft, Michael Glos, hat aus
diesem Anlass im Eingangsbe-
reich seines Ministeriums ei-
ne Erhard-Büste aufstellen las-
sen, die ihm ein Mitglied der
Ludwig-Erhard-Stiftung, Dr.
Herbert B. Schmidt, zur Verfü-
gung gestellt hat. Alle bei der
Feierstunde Anwesenden hiel-
ten den Hinweis von Dr. Bar-
bier, dem Vorsitzenden der
Ludwig-Erhard-Stiftung, für
bedenkenswert: „Überall, wo
sich Erhard politisch durchge-
setzt hat, ernten wir noch im-
mer die Früchte seiner Politik.
Überall, wo gegen Erhards
Überzeugungen politische
Maßnahmen durchgesetzt
wurden – beispielsweise in
der Sozialpolitik –, haben sich
Probleme aufgetürmt.“ 

Die Sozialpolitik hat seit En-
de der 1950er Jahre die sozial-
psychologischen Aspekte ig-
noriert, die für Erhard grund-
legend waren. Sie besitzt heu-
te nicht mehr das Fundament,
das Erhard für tragfähig hielt:
das in jedem Einzelnen leben-
dige Verantwortungsbewusst-
sein. Eine auf Dauer Erfolg
versprechende Sozialreform
müsste hier ansetzen. So gese-
hen ist das Bürgergeld vorerst
nur eine Illusion, allerdings ei-
ne sehr schöne. Man sollte auf
eine Realisierung hinwirken.

Lars Vogel



Vollbeschäftigung
Insolvenzen vernichteten im
letzten Jahr 473 000 Arbeits-
plätze. Zum dritten Mal in Fol-
ge fiel die Zahl. 2006 waren 16
Prozent weniger Arbeitsplätze
betroffen als 2005. 

Auch im Jahr 2006 gab es
wieder einige spektakuläre
Großinsolvenzen, die den Ver-
lust Tausender Arbeitsplätze
bedeuteten – vor kurzem die
BenQ-Pleite mit rund 3 000
Arbeitsplätzen. Die größte In-
solvenz war allerdings die des
Sicherheitsdienstes Heros:
4 600 Mitarbeiter waren von
der Insolvenz betroffen. 

2005 um 1,7 Prozent gestie-
gen. Für den Preisanstieg wa-
ren vor allem die Energieprei-
se verantwortlich: Haushalts-
energie und Kraftstoffe ver-
teuerten sich 2006 kontinuier-
lich – insgesamt um 8,5 Pro-
zent. Ohne diese Verteuerung
hätte die jahresdurchschnittli-
che Inflationsrate nur 0,9 Pro-
zent betragen. 

Nach Definition der Europä-
ischen Zentralbank liegt Preis-
stabilität vor, wenn die Infla-
tionsrate nicht mehr als zwei
Prozent beträgt.

Eigenverantwortung
31 300 Unternehmen stellten
2006 einen Insolvenzantrag
bei den Gerichten. Das war ein
Rückgang um 15,1 Prozent im
Vergleich zum Jahr 2005, als
noch 36 850 Unternehmen in
die Pleite rutschten. 

Besonders auffällig war der
Pleiten-Rückgang im Bauge-
werbe: Dort wurden 2006
rund 22 Prozent weniger In-
solvenzen gezählt als im Vor-
jahr. Aber auch in den ande-
ren Wirtschaftsbereichen ha-
ben die günstige Konjunktur-
lage, niedrige Zinsen und eine
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„Den Wert eines Unternehmens machen nicht Gebäude und Maschinen 
und auch nicht seine Bankkonten aus. Wertvoll an einem Unternehmen 
sind die Menschen, die dafür arbeiten, und der Geist, in dem sie es tun.“

Heinz Nordhoff, ehemaliger Generaldirektor von VW
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Die Soziale Marktwirtschaft im Februar 2007
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

Berücksichtigt ist bei diesen
Zahlen, dass nicht bei jeder
Firmenpleite alle Arbeitsplät-
ze wegfallen. Rentable Unter-
nehmensteile werden saniert
und verkauft oder als eigen-
ständige Unternehmen ausge-
gliedert. Oftmals werden auch
Auffanggesellschaften gegrün-
det, die zumindest einige Be-
schäftigte übernehmen.

Geldwertstabilität 
Der Verbraucherpreisindex
für Deutschland ist im Jahres-
durchschnitt 2006 gegenüber großzügigere Kreditausstat-

tung viele Unternehmen vor
der Insolvenz bewahrt.

In Euro und Cent summie-
ren sich die durch Insolvenz
unbezahlt gebliebenen Rech-
nungen auf 31,1 Milliarden ¤.
Das sind 6,4 Milliarden ¤ we-
niger als vor einem Jahr. Im
Durchschnitt blieben damit
pro Pleite 716 000 E an offe-
nen Forderungen uneinbring-
lich. Arbeitnehmer, Lieferan-
ten und Kreditgeber blieben
auf 22,4 Milliarden ¤ sitzen,
der Staat musste 8,7 Milliar-
den ¤ abschreiben. 
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